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Vernehmlassung zu den Sofortmassnahmen im Bereich der Ehepaarbesteuerung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Zentralschweizerische Vereinigung diplomierter Steuerexperten (ZVDS) ist ein im Jahr 
1996 gegründeter Verein mit Sitz in Luzern. Sie ist ein Zusammenschluss von im Steuerex-
pertenberuf tätigen natürlichen Personen in den Kantonen Luzern, Zug, Nidwalden, Obwal-
den, Schwyz und Uri. Die ZVDS hat sich zum Ziel gesetzt, durch Information der Öffentlich-
keit, mittels Durchführung von Diskussionsabenden sowie durch Teilnahme an Vernehmlas-
sungsverfahren einen Beitrag zur Weiterentwicklung des Steuerrechts zu leisten. 

 
An der Verfassung der Stellungnahme zu den Sofortmassnahmen im Bereich der Ehepaar-
besteuerung waren folgende Mitglieder (in alphabetischer Reihenfolge) beteiligt: 
 
- Branko Balaban, Steuerverwaltung des Kantons Obwalden 
- Thomas Bitzi, Steuer- und Unternehmensberater, Sursee 
- Bruno Kaech, Gewerbe-Treuhand Luzern 
- Dieter Steiger, Rechtsanwalt und Notar, Luzern 
 
Für die für Möglichkeit, zu den Sofortmassnahmen im Bereich der Ehepaarbesteuerung Stel-
lung nehmen zu können, danken wir Ihnen. 
 
Allgemeine Bemerkungen 
 
Die ZVDS unterstützt grundsätzlich das Anliegen, die verfassungswidrige Benachteiligung 
von Ehepaaren gegenüber gleichsituierten Konkubinatspaaren zu beseitigen. Ausser viel-
leicht finanzpolitischen, gibt es keine sachlichen Gründe, die für eine Fortsetzung der steuer-
lichen Diskriminierung von Ehepaaren sprechen. Die betroffenen Steuerpflichtigen bringen 
dafür auch nicht länger Verständnis auf. Wir sind deshalb der Auffassung, dass die Beseiti-
gung der „Heiratsstrafe„ ein vordringliches Anliegen darstellt und umgehend umzusetzen ist. 
 
Konkrete Erwägungen zur Vernehmlassungsvorlage 
 
1. Die Vernehmlassungsvorlage zu den Sofortmassnahmen im Bereich der Ehepaarbe-

steuerung will jedoch nur die steuerliche Diskriminierung von Zweitverdienerehepaaren 
gegenüber gleichsituierten Konkubinatspaaren eliminieren. Heute werden bei den di-
rekten Bundessteuern alle Ehepaare in etwa gleich besteuert. Mit dem Vorschlag des 
Bundesrates soll dies neu geordnet werden. Die vorgeschlagene Entlastung kommt je-
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doch nur Ehepaaren zugute, die über zwei Erwerbseinkommen verfügen. Bei Einverdie-
nerehepaaren und bei Ehepaaren mit Einkommen aus Renten, Pensionen oder Vermö-
gen gibt es keine Änderung. Also werden in Zukunft auf Bundesebene Ehepaare mit 
gleichen gemeinsamen Einkommen unterschiedlich besteuert. Dadurch wird die Diskre-
panz, die heute zwischen einem berufstätigen Konkubinatspaar und einem berufstätigen 
Ehepaar besteht, im Massstab eins zu eins auf Ehepaare mit unterschiedlichen Ein-
kommen übertragen. Mit anderen Worten wird eine Ungerechtigkeit beseitigt, die beiden 
anderen Ungerechtigkeiten aber belassen. Aus Sicht der ZVDS sollte jedoch die Be-
nachteiligung von Ehepaaren gegenüber Konkubinatspaaren gesamtheitlich angegan-
gen und beseitigt werden. Die ZVDS unterstützt aus steuersystematischen Überlegun-
gen und aus Gründen der Gleichbehandlung keine Bestrebungen, die im Ergebnis dazu 
führen, dass die steuerliche und verfassungswidrige Diskriminierung bei Einverdiener-
ehepaaren und bei Ehepaaren mit Einkommen aus Renten, Pensionen oder Vermögen 
bestehen bleibt. 

 
2. Wie bereits dargelegt, verlangt die Beseitigung der „Heiratsstrafe“ für alle Verheirateten 

nun ein koordiniertes und rasches Vorgehen. Es stellt sich die Frage, welche Massnah-
men, für eine schnelle Umsetzung dieses Anliegens geeignet sind. Zu beachten gilt es 
insbesondere die bereits seit längerer Zeit diskutierten Massnahmen „Splitting“ und „In-
dividualbesteuerung“. Mit beiden Massnahmen könnte die Heiratsstrafe gesamtheitlich 
beseitigt werden. 

 
 Gegen die Einführung der Individualbesteuerung spricht jedoch der Faktor „Zeit“. Es ist 

offensichtlich, dass der Übergang zur Individualbesteuerung einige Jahre dauern könnte. 
Zudem fehlen die praktischen Erfahrungswerte für dieses Besteuerungssystem. Macht 
es bei dieser Ausgangslage Sinn, Vorarbeiten für die Individualbesteuerung zu initiieren 
? Die Ehepaarbesteuerung soll keine jahrelange Baustelle bleiben, sondern die Unge-
rechtigkeiten sollen jetzt ausgemerzt werden. Obwohl die Individualbesteuerung ein 
taugliches Instrument dafür wäre, hätte ihre Umsetzung eine erhebliche zeitliche Verzö-
gerung zur Folge, die aus heutiger Sicht nicht mehr zu akzeptieren ist.  

 
 Für die Einführung eines Splittingmodells hingegen spricht die rasche Umsetzbarkeit 

sowohl im DBG als auch im StHG. Zudem haben bereits einige Kantone Erfahrungen mit 
diesem Modell gesammelt, welche bei einer gesamtschweizerischen Umsetzung heran-
gezogen werden können. Hinzu kommt, dass das Splittingmodell bereits Bestandteil des 
Steuerpaketes 2001 war, dort vom Bundesrat und vom Parlament unterstützt wurde und 
somit politisch bereits mehrheitsfähig war. Dass das Splitting nicht bereits heute Tatsa-
che ist, lag damals nur am überladenen Abstimmungspaket (Eigenmietwertabschaffung). 
Das „Ehepaarsplitting“ ist eine Massnahme, die sowohl das Problem der „Heiratsstrafe“ 
zu lösen vermag als auch sofort umgesetzt werden kann und zudem politisch mehr-
heitsfähig ist. Die ZVDS ersucht deshalb den Bundesrat, dieses System baldmöglichst 
ins DBG und ins StHG zu überführen. 

 
 
Zusammenfassend ist die ZVDS gegen die vorgeschlagenen Sofortmassnahmen im Bereich 
der Ehepaarbesteuerung. Die Vorlage des Bundesrates löst das Problem der Heiratsstrafe 
nur in einem Teilbereich und beseitigt die steuerlichen Ungerechtigkeiten bei Einverdiener-
ehepaaren und bei Ehepaaren mit Einkommen aus Renten, Pensionen oder Vermögen nicht. 
 
Die ZVDS ist aus den dargelegten Gründen der Überzeugung, dass als Sofortmassnahme 
im Bereich der Ehepaarbesteuerung nur die Einführung des Splittingsystems in Frage 
kommt. Gegenüber dem Modell der Individualbesteuerung hat das Splittingmodell den Vor-
teil, dass es sofort umgesetzt werden kann und politisch mehrheitsfähig ist. Zudem sind auch 
die Einführungskosten des Splittingmodells nicht höher zu veranschlagen als diejenigen bei 
der Individualbesteuerung. 
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Wir bitten Sie um Kenntnisnahme und würden uns freuen, wenn Ansichten unserer Vereini-
gung in die Gesetzgebung des Bundes Eingang finden würden. 
 
 
Freundliche Grüsse 
Zentralschweizerische Vereinigung diplomierter Steuerexperten (ZVDS) 
 
 
 
 
Bruno Kaech, Präsident 
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